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Information Ober Umfang und Struktur ^^fndavmnh^ 

Das Sekretariat der Unabhängigen Kommission unterrichtet die Treuhandanstalt, 
weiche Parteien und ihnen verbundene Organisationen, juristische Personen und 
Massenorganisationen in den Anwendungsbereich der 55 20 a und 20 b PartG-DDR 
fallen und welche Vermögenswerte unter treuhänderischer Verwaltung stehen. 

Das Sekretariat unterrichtet die Treuhandanstalt außerdem laufend über alle ihm be­
kannten Informationen über Umfang und Struktur von Vermögenswerten, die zum 
Sondervermögen gehören. 

Die Treuhandanstalt unterrichtet das Sekretariat laufend über alle bei ihr anfallenden 
Informationen über Umfang und Struktur von Vermögenswerten, die am 
07. Oktober 1989 zum Vermögen der Parteien und Ma«enorganisaDonen gehörten 
oder seither an dessen Stelle getreten sind. 

Die Treuhandanstalt unterrichtet das Sekretariat, wenn sie Ermittlungen der Unab­
hängigen Kommission zur Feststellung von Sonaervermögen für erforderlich hält, 
insbesondere wenn die Ermittlung den Einsatz von Zwangsmitteln voraussetzt, die 
der Unabhängigen Kommission zustehen. 
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i-2 ElnYgmchntCT m Maßnahmen, Sivhcning 

Die Unabhängige Kommission erteilt ihr allgemeines Einverständnis zu den notwen­
digen Maßnahmen der Treuhandanstalt zur Übernahme der treuhänderischen Ver­
waltung, die im Ermesse« der Treuhandanstalt stehen, 

13 Zusammenarfadt bei der treohärtderischen Verwaltung 

1.3.1 Einvernehmen zu Maßnahmen der taufenden Verwaltung 

Die Unabhängige Kommission erteilt ihr allgemeines Emventändnis zu den MaB­
nahmen der laufendem treuhänderischen Verwaltung unter der Voraussetzung, 

* daß bei Umschichtungen des Vermögens 
die Rechte früherer Berechtigter oder deren Rechtsnachfolger berück­
sichtigt werden und 
der Gesamtwert des Vermögens nach Bewertung der Treuhandanstalt 
erhalten bleibt, 

* daß bei Begründung rechtlicher Verpflichtungen die Treuhandanstalt nach 
eigener Prüfung die finanziellen Auswirkungen kennt, 

* daß rechtliche Verpflichtungen nur erfüllt werden, 
soweit sie mit Zustimmung der Unabhängigen Kommission bzw. der 
Treuhandanstalt begründet oder von ihnen genehmigt wurden, weil sie 
im Rahmen von Geschäften der laufenden Verwaltung eingegangen 
worden sind, 
bei vor dem 01. Juni 1990 begründeten rechtlichen Verachtungen: 
soweit ihre Begründung nicht dem Zweck diente, die Vermögen einer 
künftigen treuhänderischen Verwaltung zu entziehen. 

Um Vermögensumsehichtungen handelt es sich dann, wenn ein Vermögensgegen­
stand mit Zustimmung einer Partei oder Organisation verwertet und der Erlös bis zur 
Entscheidung der Frage, ob er der Institution zur Verfügung zu stellen oder gemein­
nützig zu verwenden ist, üeuhänderisch verwaltet wird. 
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Dies gut auch dann, wenn die Partei oder Organisation auf den Vermögenswert 
verzichtet und ihn damit zur gemeinnützigen Verwendung freigegeben hat. 

Die Verwertung von Immobilien und anderen bedeutsamen Vermögenswerten ist von 
diesem generellen Einvernehmen ausgenommen. Treuhandanstalt und Sekretariat 
werden hierzu besondere Vorschläge entwickeln, damit die Unabhängige Kommis­
sion auch in diesen Fällen ihr allgemeines Einverständnis erteilen kann. 

1 -V2 PJnvefflfhnwn *ti Finzdmanrtahmffl der Verwaltung 

Die Treuhandanstalt entscheidet in eigener Verantwortung, welche der von Ihr beab­
sichtigten önzelnmßnahmen nicht zur laufenden tteuhänderischen Verwaltung gehö­
ren und holt zu diesen Maßnahmen Einvernehmen der Unabhängigen Kommis­
sion ein. Sie wird das Einvernehmen insbesondere dann einholen, wenn es sich um 
Maßnahmen handelt, die vpn grundsatzlicher Bedeutung sind oder <üe bedeutende 
Vermögensobjekte betreffen. 

^mmenarbeit in Widymnichswrfahwa. 

1.4.1. Einvernehmen TU m^mVch^xhfi<Sm m r rtffr W/OMsA--
Sfftie» Verwaltung 

Die Unabhängige Kommission erteilt ihr allgemeines Einverständnis zu ablehnenden 
Bescheiden, die sich auf Widersprüche gegen die Feststellung als verbundene Orga­
nisation und die daraus resultierende Anordnung der treuhänderischen Verwaltung 
beziehen. 

Wenn im bisherigen Verfahren nicht berücksichtigte rechtlich erhebliche Tatsachen 
von wesentlicher Bedeutung vorgetragen werden und die Treuhandanstalt den Wider­
spruch zurückweisen will, unterrichtet sie die Unabhängige Kommission frühzeitig. 
Die Unabhängige Kommission überträgt ihre Befugnis, das mit dem allgemeinen 
Einverständnis erteilte Einvernehmen im Einzelfall zurückzunehmen, auf den Leiter 
des Sekretariats. 
Fälle von grundsätzlicher Bedeutung bleiben von dieser Delegation ausgenommen. 
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Sondervermögei 

Bei stattgebenden Bescheiden, die sich auf Widerspruche gegen die Feststeilung als 
verbundene Organisation und die daraus resultierende Anordnung der ixeuhinderi-
schen Verwalnuig des Vermögens beziehen, ist vorab das Emvernehmen der Unab­
hängigen Kommission einzuholen, sofern mit der Entscheidung abweichend von den 
Feststellungen der Unabhängigen Kommission abschUefiend geregelt werden soll, 
daß 

die Orgatusattoit keine verbundene Organisation im Sinne der §§ 20 a und 20 
b PartG ist 

oder bestimmte Vermögenswerte nicht der treuhänderischen Verwaltung un­
terliegen. 

1-4.2. Einvernehmen zu Widerspruchsbescheiden zu Akten im Rahmen d e r t r g n h ä n -

dffrisvhen Verwaltung 

Zu Bescheiden gegen Widersprüche, die sich gegen Verwaltungsakte der Treuhand­
anstalt im Rahmen der laufenden treuhänderischen Verwaltung richten, erteilt die 
Unabhängige Kommission ihr allgemeines Einverständnis. 

Bei Maßnahmen, die von grundsätzlicher Bedeutung sind oder die bedeutende Ver­
mögensobjekte betteffen, unterrichtet die Treuhandanstalt die Unabhängige Kommis­
sion von ihrer beabsichtigten Entscheidung. 

Die Unabhängige Kommission übertragt ihre Befugnis, das mit dem allgemeinen 
Einverständnis erteilte Einvernehmen im Einzelfall zurückzunehmen, auf den Leiter 
des Sekretariats. Fälle von grundsätzlicher Bedeutung bleiben von dieser Delegation 
ausgenommen. 

Die endgültige Zuordnung eines unter treuhänderischer Verwaltung stehenden Ver­
mögenswertes an den froher Berechtigten oder dessen Rechtsnachfolger bedarf im 
Einzelfall der Zustimmung der Unabhängigen Kommission. 

& Treuhandanstalt 

Dokumentation 1990-1 

1.6 

Zur Besohlet! 
insbesondere 
kretariat Ber 
düngen nach 
Behörde um 

Die über Gr 
und Sekreta 
Bearbeiter v 
vorhandene 
träger gewä 

Zusammen! 
nen vermö 

Die Unabh 
senen Kriü 
riell-rechu 
sonstigen 1 
stellen sim 

Zur Verm 
hingige K 
Institutior 

Soweit di 
sion ihr a 
mögensgt 
stellt. 

AUe&sti 

Die Una 
schlag d 



ITrBUhandanstalt 

I Dokumentation 1990 -1994 

Zur Beschleunigung der Erfüllung von Restitutionsansprüchen bei Grundstücken, 
insbesondere zur Vermeidung von Doppelarbeit vereinbaren Treuhandanstalt; und Se­
kretariat Bereiche, in denen jeweils nur eine Behörde den vorliegenden Anmel­
dungen nachgeht. Nach Abschluß der Ermittlung werden die Ergebnisse der anderen 
Behörde unverzüglich übermittelt. 

Die über Grundstücke vorhandenen Informationen werden zwischen Treuhandanstalt 
und Sekretariat der Unabhängigen Kommission laufend abgeglichen. Die jeweiligen 
Bearbeiter unterrichten sich gegenseitig. Ein gegenseitiger Zugang zu den jeweils 
vorhandenen Liegenschaftsdatenbanken wird durch Austausch entsprechender Daten­
träger gewährleistet; das Nähere wird gesondert vereinbart. 

1.6 7,.^m™«narheit hri rter Z u r v e r f f i f i m g d e n matericll-rechttSttatlich CTWOfbe-. 
nen VcnffögcM 

Die Unabhängige Kommission erarbeitet Vorschläge anhand des von ihr beschlos­
senen Kriterienkataloges, welche Vermögensgegenstände nachweislich nach mate-
riell-rechtsstaattichen Gmndsätzen im Sinne des Grundgesetzes von den Parteien und 
sonstigen Institutionen erworben worden sind und diesen wieder zur Verfügung zu 
stellen sind. 

Zur Vermeidung langwieriger gerichtlicher Auseinandersetzungen kann die Unab­

hängige Kommission auch einen Vorschlag zur einvemehmlichen Regelung mit einer 

Institution unterbreiten. 

Soweit die Treuhandanstalt dem Vorschlag folgt, erteilt die Unabhängige Kommis­
sion ihr allgemeines Einverständnis, daß die Treuhandanstalt die betroffenen Ver­
mögensgegenstände der Partei oder sonstigen Institutionen wieder zur Verfügung 
stellt. 

AHy»m»infe GnmdsÜfTft mm ÖnTernehrntn 

Die Unabhängige Kommission erteilt ihr Einvernehmen grundsätzlich nur auf Vor­

schlag der Treuhandanstalt. 
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Die Unabhängige Kommission kann insbesondere zur Beschleunigung notwendiger 
Entscheidungen durch eigene Entscheidungsvorschläge signalisieren, welche Bat« 
Scheidung der Treuhandanstalt ihr Einvernehmen finden wurde, Das Sekretariat setzt 
sich zuvor mit der Treuhandanstalt hierüber ins Benehmen. Soweit die Unabhängige 
Kommission im Einzelfall ihr Einvernehmen mit dem Vorliegen bestimmter Voraus­
setzungen verbunden hat, handelt es sich um ein vorweggenommenes Einvernehmen 
zu einem Vorschlag der Treuhandanstalt, der die genannten Voraussetzungen erfüllt. 
Die Treuhandanstalt ist an diese Voraussetzungen nicht gebunden, sie kamt eine an­
dere Entscheidung treffen und zu dieser das Einvernehmen einholen. 

Die Treuhandanstalt wird bei ihrer Entscheidung, ob eine Maßnahme von dem all­
gemeinen Einverständnis der Unabhängigen Kommission gedeckt ist, berücksich­
tigen, daß die gesetzliche Regelung gewährleisten soll, daß die Unabhängige Kom­
mission die Entscheidungen der Treuhandanstalt auch tatsächlich mitträgt 

Die Treuhandanstalt unterrichtet die Unabhängige Kommission über die von ihr un­
ter Inanspruchnahme des allgemeinen Einverständnisses sowie des vorweg erteilten 
Einvernehmens getroffenen wesentlichen Maßnahmen so, daß die Unabhängige 
Kommission die Fortdauer ihres Einvernehmens nachvollziehen kann. 
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3. verfahren 

Ansprechpartner der Treuhandanstalt für Fragen des Einvernehmens ist das Sekreta­
riat der Unabhängigen Kommission. Das Sekretariat führt die laufenden Geschäfte 
der Unabhängigen Kommission und handelt im Rahmen der von der Unabhängigen 
Kommission erteilten Delegationen für diese. 

Treuhandanstalt und Sekretariat werden Vorgänge, die von der anderen Behörde 
- diesen Zusammenarbeitsgrundsätzen entsprechend - eingeleitet worden sind, vor­
rangig bearbeiten. Aus der Sicht der bearbeitenden Behörde noch offene Fragen 
werden der anderen Behörde - in der Regel auf der Arbeitsebene formlos - unver­
züglich zur Abklärung übermittelt. 
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Sondervermögen 

Auf Anfrage der bearbeitenden Stelle stellt die andere Behörde bei ihr vorhandene 
weitere Informationen und Vorgänge zur Verfügung, 

Zur bevorzugten Bearbeitung verwaltungsgerichüicher Verfahren, an denen beide 
Behörden beteiligt sind, werden Absprachen im Einzelfall zwischen Treuhandanstalt 
und Sekretariat getroffen. 

(In der 31. Sitzung der UK beschlossene Fassung) 
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